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AbgeordneterBrcuer: Ich muß darauf bestehen, daß wir in die Berathung eintreten.
Marschall: Damit fällt der Antrag auf on liloo - Annahme und wir gehen weiter in

den einzelnenPositionen.
Referent: Ich glaube allen Wünschendadurch entgegenzukommen, daß ich mich mög¬

lichst kurz fasse. (Bravo.)
(Fährt im Vortrage des Etats fort.)

Marfchall: Ich eröffne die Diskussion.
Es wünschtNiemand das Wort, dann schließe ich die Diskussionuud erkläre, wenn keiu

Widersprucherfolgt, den Etat mit den Modifikationendes Ausschusses für genehmigt.
Wir gehen über zu dem anliegendenEtat über die Unterstützung der Wittwen der Pro-

vinzialstraßen-Aufseher.
Referent (verliest den Etat).
Marschall: Ich frage, ob zu dem Etat, betreffend Unterstützung der Wittwen der

Proviuzialstraßcu-Aufseher,Etwas zu bemerken ist?
Das ist nicht der Fall. Wenn kein Widerspruch erfolgt, erkläre ich den Etat für genehmigt.
Die nächste Sitzung würde erst Montag stattfinden und zwar um 10 Uhr möchte ich

bitten. (Rufe 11 Uhr.)
Nuu, daun um 11 Uhr, aber in der folgcudeu Woche muffen wir öfters um 10 Uhr anfangen.
Ich habe noch mitzutheilen,daß sich in die eben herumgcgebcucWe, betreffend den Be¬

such in Düren, 51 Herren eingeschrieben haben, die aber sämmtlich am Sonntag verhindert
siud. (Heiterkeit.)

Ich werde also noch mittheilen, ob es möglich ist, daß eiu Tag iu der nächsten Woche
zu dieser Fahrt bestimmtwird.

(Schluß der Sitzung gegen 2 Uhr.)

Sechste Sitzung
in der Aula der Pcnlschnlc zu Düsseldorfam 28. April 187!).

Der Marsch all eröffnet die Sitzung Vormittags 11'/4 Uhr.
Marsch all: Wir beginne» mit der Verlesung des Protokolles der letzten Sitzuug.
Schriftführer AbgeordneterFreiherr von Loü verliest das Protokoll.
Marsch all: Ist etwas gegen das Protokoll zu eriuneru? (Geschieht uicht.)
Da das nicht erfolgt, so erkläre ich dasselbe für genehmigt.
Meine Herren! Ich habe Ihnen folgendeEingänge mitzutheilen:
Zunächst hat der Provinzial-Verwaltungsrath in seiner letzten Sitzung am vorigen Freitag

"0" Beschluß gefaßt, Ihnen einen Antrag vorzulegen,den Landtag aufzufordern,dnrch einen Veschln«
b"u. Scheiden aus der Realschule(denn die jetzige Session ist die letzte, während welcher w.r h.er
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tagen) ein Andenken nnd Zeichen seiner Dankbarkeit fiir die genossene Gastfreundschaft zu stiften,
und zwar in Gestalt eines Antrages, der dahin geht: Der Wittweutasse für die Ncalschnllehrer
einen Zuschuß vou 5 000 Mark zu gewähren. Das Referat wird Ihuen heute gedruckt zugehen.
Ich verweise diescu Antrag an den I. Ausschuß.

Zwciteus ist ein Referat des Provinzial-Vcrwaltungsrathes eingegangen, betr. den Antrag
der Abgeordneten Eonrth und von Ehnern auf Einstellung von 333 411 Mark in den Etat.
Das Referat ist bereits in der letzten Sitzung an den I. Ausschuß verwiesen worden und dort
schon behandelt. Ich habe» es drucken und vertheilen lassen; Sie werden Alle Einsicht von dem¬
selben genommen haben.

Endlich habe ich auf Ersuchen von Seiten des III. Ausschusses das Referat über die
Beköstigung der Kranken und Angestellten in den provinzialständischcu Irrcuaustaltcn der Rhein'
Provinz ebenfalls drucken und heute zur Vcrthcilnng bringen lassen.

Von Seiten Sr. Durchlaucht des Fürsten Hatzfeld ist mir ein Schreiben zugegangen,
daß er dnrch Erkrankung verhindert sei, den ferneren Sitzungen des hohen Landtages beizuwohnen.

Endlich ist mir ciu Gesuch zugegangen der Oemcindc-Vertrctuug der Stadt Mcisruheim
um hochgcueigtc Bewilligung eines Zuschusses aus Proviuzialfouds zur Vollendung der Restauration
des zur Schloßkirche gehörige« gothische» Thurmes daselbst. Der Herr Abgeordnete Trapp hat
dasselbe zu dem scinigen gemacht. Ich frage, ob dasselbe unterstützt wird. (Geschieht.)

Ist unterstützt und geht an den IV. Ausschuß.

Wir treten in die Tagesordnung ein,
1. Referat des V. Ausfchufses, betreffend die Terminbestimmung der Ueber-

nähme einer Straße uuter die Zahl der Proviuzialstraßeu.

Referent Abgeordneter Freiherr Naitz von Frentz-Garrath: In dem Berichte des
ProviuziabVcrwaltuugsrathcs für das Jahr 1877 ist Seite 86/87 eine Mittheilung an den hohen
Landtag vorbebalten. Diese Mittheilung betrifft die Terminbestimmung der Uebernahme einer Kuust-
straße uuter die Zahl der Proviuzialstraßeu. Der betreffende Pafsus des Berichtes, der mitgetheilt
werde» soll, lautet:

Iu einem gelegentlich eines Spczialfalles vom Herrn Minister für Handel :c. au den
Herrn Ober-Präsidenten der Rhcinprovinz gerichteten Erlasse vom 9. Februar 1876 hatte der
Herr Minister ausgesprochen, daß, da nach der Bestimmung im Z. 2 des Proviuzialstraßen-Regu-
lativ'ö die Aufuahme einer Kuuststraße unter die Zahl der Provinzialstraßc» der Beschlußfassung
des Proviuzial-Landtages unterliege, vou Letzterem folgewcise auch der Zeitpunkt dieser Aufnahme
durch nochmalige Veschlnßfaffnng festzusetzensein werde, und daß die Festsetzung durch deu Proviu-
zial'Verwaltnngsrath nur nntcr Vorbehalt der nachträglichen Zustimmuug des Provinzial-Landtages
erfolgen könne.

Dabei regte der Herr Minister an, eine Beschlußfassung des Provinzial-Landtages darüber
einzuholen, ob die Festsetzung des Zeitpunktes, mit welchem die von dem Proviuzial - Landtage
genehmigte Aufnahme einer Kuuststraße unter die Provinzialstraßcn erfolgen solle, nicht dem Pro-
viuzial-Verwaltuugsrathe beziehungsweise dem Landes-Direttor zu übertragen sei.

Der Provinzial-Verwaltnngsrath hat diese Auffassung als zutreffend nicht anerkannt, sich
vielmehr dahin ausgesprochen, daß er sich zur Bestimmung über den Termin der Uebernahme
einer dem Proviuzial-Landtage zur Aufnahme als Provinzialstraßc bestimmten Straße selbst
eompctcnt erachte.
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Der Zeitpunkt der Uebernahmehange von der Erledigung der vom Provinzial-Vandtagein
den, Aufnahme-Beschlusse gestellten Bedingungen ab.

Die Beurtheilung, ob letztere erfüllt seien, sowie der Alt der Uebernahme selbst müsse
lediglich als eine administrative, von der Verwaltung zu bewirkende Maßnahme angesehen werden.
Der Beschluß des Provinzial-Landtages, womit die Aufnahme einer Straße unter Stellung von
Bedingungen genehmigt werde, enthalte von selbst die Geuehmiguug der Uebernahme mit dem
Zeitvnukte,wo die gestellten Bedingungen erfüllt seien, die Prüfung in dieser Beziehung köuuc mir
als Oblicgcuhcit der Verwaltung angesehenwerden, zumal Nichts für eiuc gegcntheilige Auffassung
weder in dem Regulativ noch in den Verhandlungen über desseu Erlaß aufzufindensei. Diese
Auffassungwurde dem Hern, Ober-Präsidenten mitgetheilt uud zugleich bemerkt, daß dieselbe zur
Kenntniß des Provinzial-Landtages gebracht werden solle, was hiermit geschieht.

Eine Erwiderung des Herrn Oberpräsidcntcn ist nicht erfolgt. Indem ich dem hohen
LandtageMittheilung mache, bemerke ich, daß der V. Ausschuß, der den Bericht vor der Berathung
des Etats über die Straßeuverwaltuug ebeufalls durchgegangenist, sich mit der Auffassungdes
Provinzial'Verwaltungsrathcö vollständigeinverstandenerklärt hat.

Marsch all: Es ist kein Antrag gestellt. Der Ausschuß hat sich einverstandenerklärt
mit den, ebeu verlesenenPassus des Verwaltungsberichtes. Wenn nicht eine Besprechung dieser
Frage beliebt wird — und es meldet sich Niemand zum Wort -- so ist dieselbe erledigt.

Wir tommcu sodann zu
2. Referat des IV. Ausschusses, betreffend Etat für die Verwaltung

des Rittergutes Desdorf pro 1879/80.
Referent Abgeordneter Freiherr von Gehr-Müddersheim: Meine Herren! Der

IV. Ausfchußhat dcu Etat für die Verwaltung des Rittergutes pro 1879 und 1880 geprüft und
empfiehlt deuselbcn dem hohen Landtage znr Genehmigung.

Marsch all: Der Etat besteht aus wenige,, Positionen. Ich frage, ob ciucr der Herren
etwas dazu zu bemerken hat. Es meldet sich Niemand zum Wort, so schließe ich die Diskussionund
bitte diejenigenHerren, die gegen den Antrag des Ausschussessiud, sich zu erheben. (Es erhebt
sich Niemand.)

Der Autrag ist also einstimmigangenommen.
Wir gehen weiter in der Tagesordnung zn
3. Referat des IV. Ausschusses über die Eiurichtung eiuer Ackerbauschulc

auf dem Gute Desdorf und über den Neubau der Hofgebäude daselbst.
Refereut AbgeordneterFreiherr von Gchr°Müddershcim (verliest das Referat): Der

IV- Ausschußbeschloß dem hohen Landtage zn empfehlen,zur Ausführung des letzte» Willens der
Stiftern, zunächst die unter a und Ii des Referats bezeichneten Bauten herstellennnd die Deckung
der Baukosten, soweit solche nicht durch die Bestände der Pachterträge und die forllaufcude Pacht
gedeckt sind, vermittelst eiuer aus deu weiteren Pachterträgen zu uerziuseudeu uud zu aiuortisireudeu
Anleihe bewerkstelligen zu lassen.

Marschall: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher: Meine Herren! Ich möchte bitte,,, zur Vermi¬

schung der Rechnung nicht eine zu vcrziuscudeuud amortisirende Anleihe aufzunehmen - es
haubelt fich nur um gauz wcuige tausend Mark —, sondern sie vorschnßweifeaus den bereite»
Stauden zu eulnehmen uud aus dcu nächsten aufkommendenPachtgeldern zn ersetzen. Wenn
""e vollständigeAnleihe anfgenommenuud verzinst werden soll, so macht das eine größere Rech

15
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mmgslage aus. Es hat Mein Antrag auch das für sich, daß umgekehrt auch bisher keine Zinsen
vergütet sind dem angesammelten Fonds in der entgegengesetzten Richtung, Die Rechnung lautet
seit dem Jahre 1875 nur über die Pachtsumme, nicht über die Zinsen, die zugewachsen sind.

Mein Antrag geht dabin, die fehlenden Summen aus den bereiten Beständen leihweise
vorzuschießen und möglichst bald zn ersetzen.

Referent Abgeordneter Freiherr von Geyr-Müddershcim : Ich möchte bemerken, daß
die Zinsen der Pachtsumme, welche eiugclaufeu siud, iu den bei der Hülfskasse angelegten Fonds
sich befinden und von dicfer benutzt werden zu deu Kosten des Gutes Desdorf. Ich glaube aber
auch, daß der Ausschuß nichts dagegen zu erinnern hat, wenn die Zinsen der aufzunehmenden
Summe nicht weiter verrechnet werden.

Marsch all: Wünscht noch Jemand der Herren hierzu das Wort zu ergreifen?
Es sind also zwei Anträge da. Der Antrag des Ansschusseö geht dahin, zur Deckung

der fehlenden Summe eine Anleihe zu contrcchiren.
Derjenige des Herrn Freiherr» von Solemachcr geht dahin, die Snmme aus den

bereiten Beständen zu entnehmen und künftig dnrch eingehende Pachtgelder zu ersetzen. Ich glanbe,
das ist nur eiuc rechnungsmäßige Frage, die wir der Vereinfachung wegen empfehlen können; es
handelt sich überhaupt nur um ei» paar tausend Mark, 10—12 000 Mark.

Ich bringe daher den Antrag Solemacher znr Abstimmung. Wer dagegen ist, bitte
ich, sich zu erheben, — Der Antrag ist einstimmig genehmigt.

Es folgt nunmehr:
4. Referat des IV. Anöfchnsses, betreffend Dechargiruug der Rechnungen der

rheinischen Proviuzial-Hülfstasse pro 1876/77.
Referent Abgeordneter Reinhard lverliest): Vom Proviuzial-Verwaltungsrath find die

Rechuuugcn der Rheinischen Provinzial-Hülfstaffe für die Jahre 1870 und 1877 — letztere auch
eulhaltend die Rechnungslegung über das im September l87? stattgcfnndene Ständefest — zur
Ertheilung der Decharge vorgelegt wordeu.

Die Rechnungen sind von dein Rechuuugs-Revisor revidirt, die gezogenen Monita beant¬
wortet resp, dnrch die Beschlußfassung des Provinzial-Verwaltuugöraths vom 1/4. April
d. I. erledigt.

Der IV. Ausfchnß hat zu deu vorliegenden Rechnungen Nichts zu criuueru gefuudeu
uud beantragt:

„hoher Landtag wolle die erbetene Decharge ertheilen."
Marsch all: Ist gegen deu Autrag auf Decharge etwas zu rriuuern? — Wenn

lein Widerspruch erfolgt, erkläre ich die Decharge für ertheilt, und fchreite zum folgenden Punkt
der Tagesordnung.

5. Referat des V. Ausschusses, betreffeud die Beseitigung der an deu
Provinzialstraßen stehenden Pappeln, Eschen und Ulmen.

Referent Abgeordneter vou Bönninghaufen: Die Wichtigkeit des Gegenstandes wird
es wohl nöthig machen, daß ich das Referat des VerwaltuugsrathS hier nochmals ganz verlefc:

„In Folge des Beschlusses des 25. Rheiuischen Proviuzial-Landtages vom 12. April 187?
(Seite 24 der gedruckten Verhandlungen), wodurch dem Proviuzial-VerwaltnugSrathe „die möglichst
baldige Beseitigung der noch an Provinzialstraßen stehenden Pappeln, Eschen und Ulmen aufgegeben
ist", sind manuichsachc Schwierigkeiten nud Differenzen entstände», deren Regelung und Klarstellung
im Interesse der Verwaltung dringend wünschenswerlh ist.



115

Zunächst lief eine große Anzahl von Gesuchen ein, welche, gestützt auf jenen Beschluß,
die unverzügliche Beseitigung der gedachten Baumarten verlangten, und zwar ohne Rücksicht auf
die Annehmlichkeit, die landschaftliche Schönheit und die Sicherheit des Verkehrs, welche eiue gut-
gepflauztcÄaumallee gewährt, fowie ohne Rücksicht auf den Preis, welcheraus dem Verkaufe der
Bäume zu erzielen sein würde.

Von der anderen Seite wurden mannichfacheProteste und Bedenken gegen die Aus¬
führung jenes Beschlussesgeltend gemacht,welche sich vorwiegendauf da« öffentliche Interesse an
der Erhaltung schöner und schattenreicher Baumrciheu, namentlich in der Nähe von Ortschaften
stützte». Die Königliche Regierung zu Trier fand sich veranlaßt, insbesonderedie Erhaltung einer
Anzahl von Steiuesche» Allecu warm zn befürworten, während die Königliche Regierung zu Düssel¬
dorf hervorhob, daß den klimatischenVerhältnissen des Nicderrheiuö die Ulme besondersgünstig
und daher mit Vorliebe als Ehaussecbaumverwendet sei, daß ferner die stattlichen Straßen-Alleen
dieser Banmgattuug dem landschaftlichenCharakter des Bezirks zur hohen Zierde gereichen uud
deren Entfernung sehr zu bedauern sein würde; zugleich wurde darauf aufmerksam gemacht, wie
die Adjacentcngegen die aus dc» Wurzeln der Ulme für ihre Aeckercutsteheudeu Nachtheile sich
dadurch schütze» tonnten, daß sie parallel zur Straße tiefere Gräben zögen, welche die betreffenden
Wurzelausläufer abschneide». Auch sei hier noch auf die Bestimmuug in Artikel 612 alin««, 3
des Bürgerlichen Gesetzbuches hingcwieseu,wonach der Nachbar das Recht hat, iu sein Grundstück
hincinrageudcWurzeln der beuachbartcuBäume abzuhauen,sowie die Beseitigungder überhängenden
Aeste zu verlangen.

Der Provinzial-Verwaltungsrath war sich von voruherein bewußt, daß der in Frage
stehende Beschluß nicht wörtlich aufzufassensei und keineswegs bezwecke, die sofortige Beseitigung
der Pappeln, Ulmcu und Eschen ohne Rücksicht auf anderweitigeInteressen durchzuführen.

Er stellte daher bereits in der Sitzung vom !tt)M. Juli 187? die uachfolgeudcu
Modalitäten fest, uuter welchen die Ausführung des ^andtags-Veschlusscözn erfolgen habe:

a. Die Ebereschen sollen als besondere Baumart, welche mit den Eschen uicht gleich zu
raugireu ist, von der Maßregel überhaupt uicht betroffen werden;

K. Es ist unbedenklich,die Pappeln, Ulmeu nud Eschen überall, wo sie als Straßen-
bäume im Walde, iu hohen Böschungenund Oedland stehen, einstweilen zn erhalten,
da in diesen Fällen ein Schaden für die Laudwirthschaftnicht zu erwarten steht;

«. Die genauuten Baumarteu köuucu, falls sie uoch juug und versctzungsfähigsind, ans
dem Terrain, iu welchem sie für schädlich erachtet werden, weil Felder und Wiesen au
die Pflauzuugen heranreichen,in Waldstrccken uud Strecken, die durch Oedland führen,
versetzt werden;

ck. In jedem einzelnenFalle, in welchem hiernach eine Beseitigung der Pflanzung ange¬
zeigt sein würde, ist noch weiter festzustellen, ob der Schaden, den die Pappeln, Ulmen
oder Eschen den Adjacentcnbringen, nach deren Urtheil uicht durch eine höhere Annehm¬
lichkeit anfgewogeuwird, so daß sie bereit sind, den Schaben im Interesse der Annehm¬
lichkeit der Baumpflanzung auch ferner zu ertragen;

°. Es bleibt in Betracht zn ziehen, daß der Laudtags-Beschlußnur die baldmöglichstc
Beseitiguug der geuanuteu schädlichen Baumsorteu angeordnet hat uud daß hierunter
doch nur eine naturgemäße Beseitiguug iu geordueterWeise vcrstaudeu werde» ka»u,
so daß die Beseitiguug '»»»er »»r iu der gewöhuliche» Fälluugszeit uud sodan» auch
nur erst crfolgeu kaun, wenn der Schntz, den die Baumpflauzunggewährt, durch andere
Vorrichtungen und Pflanzungen wieder geschaffen ist. ^
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Aber in, Laufe der Zeit stellte sich heraus, daß auch bei dieser eiugeschräukteu Durch'
führung des Beschlusses weder dem öffcutlichen Interesse au der Schonung und Erhaltung guter
Alleen, noch anch den Rücksichten auf Erzielung angemessener Kanfcrlöscaus dcu zu veräußernden
Väuincu hinreichend Rechnung getragen werden könne. Es ergaben sich nämlich manche Fälle,
wo die Baumrcihen, deren Vcseitiguugvon den Adjaceutcnverlangt wurde, offenbar ganzen Ort¬
schaften zur Zierde und Annehmlichkeitdienten, jedoch die Adjaccntenwegen der angeblichihnen
daraus entstehende»Nachtheile und auf deu mehrerwähuteu Beschluß des Provinzial-Landtags
gestützt, bei dem Antrage anf Beseitigung beharrteu, während die dieserhalb gutachtlich gehörten
Ortsbchördeu ebenso dringend die Belassung der in Rede stehenden Baumgruppeu befürworteten.
Desgleichen wurden bei der öffcutlichen Feilbietung solcher Banmpflauzungen, deren Beseitigung iu
Oemäßheit der von dem Provinzial-Landtage gegebenen Direktive angeordnet war, manchmal so
geringe Preise erzielt, daß die Zuschlagserthcilungeine uicht uuerhcbliche Schädigung der finanziellen
Interessen der Provinz herbeigeführthaben würde. Vielfach wurde auch die Beseitigung solcher
Bäume verlangt, welche noch gar nicht das hau bare Alter erreicht hatten und im Verlaufe von
einigen oder mehreren Jahren einen ganz erheblichhöheren Preis erzielen mußten. Wenn uun auch
in solchen Fällen zur Zeit von der Beseitigung der fraglichenBäume abgesehenund daher dem
erwähnten Landtagsbeschlnfse vorläufig eiue noch eingeschränktere Bedeutung beigelegt wurde, als
dieses bereits iu der Inteiprctation des Proviuzial-Vcrwaltuugsraths vom 30/31. Juli 187?
geschehenwar, so muß doch der Proviuzial-Verwaltungsrath Werth darauf legen, sich in der
Behandlung dieser Frage mit den Intentionen des Provmzial-Landtages in Uebereinstimmungzn
wissen. Derselbe glaubte aus diesem Ornndc diese Angelegenheitnochmals dem hohen Landtage
unterbreiten zu müssen und gestattet sich deu Antrag zu stelle«, derselbe wolle die iu der Sitzuug
des Proviuzial-Verwaltungsraths vom 3N/31. Juli 187? angenommeneInterpretation des Landtags-
Aefchlusses vom 12. April 187? mit der weiteren Einschränkungbilligen, daß auch überall da,
wo nach Rückfragen bei den betreffendenLokalbehördcnein erheblichesöffentliches Interesse der
Schönheit, Annehnlichkeit oder der Verkehrs-Sicherheit und dergleichen die Erhaltung der
gedachten Baumpflauzungen dringend wüufchcnswcrlherfcheiuen läßt, oder wo ein dem Werthe
der zur Vcräußeruug ausgcbotenenBäume entsprechenderPreis nicht zu erzielen ist, oder wo
die Bäume noch so wenig entwickeltnnd ausgewachsensind, daß eine Beseitigung derselben den
rationellen Wirthschafts-Grnudfätzeuwiderfprccheuwürde, einstweilenvon der Beseitigung der mehr¬
erwähuteu Chaussccbäumeabgesehen werden köuue resp, daß in den geeignet erscheinende» Fällen
nur eine allmählicheBeseitiguug nach einem bestimmtenFällungsplcmc iu längeren Zeitperioben in
der Weise vorgefehenwerde» möge, daß die bei der ersten Lichtungverbliebenen noch aufstehenden
Bäume der gedachtenGattung nicht eher beseitigtwerden, als bis die nach deu crsteu Fälluugen
dazwischen gepflanztenBäume anderer Art im Verlaufe einiger Jahre hinreichendangewachsen und
gekräftigtsind/'

Meine Herren! Als iu der Provinz bekannt war, daß der 25. RheinischeProvinzial-
Landtag die möglichst baldige Beseitigung der noch an den Provinzialstraßen steheubcu Pappeln,
Efchen nud Ulmeu beschlossen hatte, da liefen fofort aus alleu Theilen der Provinz eine solche
Unzahl von Gesuchen begründeter uud unbegründeter Natur ciu, daß nothwendigeine Sichtung
stattfinden mußte. Auf der andere» Seile mehrte sich auch die Zahl der Anträge der Gegenpartei,
uud cö wurde geradezugesagt: Wen» die Verwaltung in dem Siuue, in der wörtlichen Auffassung
„die möglichst baldige Beseitigung" fortfahre» würbe, bann würde sie sich in wenigen Jahren der
Verschleuderunguud des Vcmdalismus schuldig macheu. Die Praxis, welche von der Eentral-
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Verwaltung gehaudhabt wurde, war folgende: Es wurde» nicht alleiu die WegebauIuspetloreu
aufgefordert, Bericht zu erstatten, sondern auch der betr, «reiölaudrath ersucht, sich darüber zu
erklären. Es kam häufig vor, daß nicht nur der Wegebau-Inspektor, soudern auch der Landralh
sich gegen das Gcsnch aussprach, und so dasselbe abschläglich beschicken wurde. DaS führte dazu,
daß die Peteuten geradezu als ihr Recht die Beseitigung der Bäume forderten, gestützt auf deu
Beschlußdes 25. Landtages. Deshalb hat der Vorsitzende den Verwaltnngsrath ersucht, ihm eine
Art Instruktion zu gebeu. Mit dieser Instruktion hat sich auch der Ausschuß einvcrstauden
erklärt. Er hat mir bei nlinea d ciue kleiue Aenderung getroffen. Es heißt da: Es ist
unbedenklich,die Pappeln, Ulmeu und Eschen überall, wo sie als Straßenbäume im Walde,
in hohcu Vöschnugeuuud Oedlanb stehen, einstweilenzu erhalten, da iu diesen Fällen ein Schadeu
für die Landwirthschaftuicht zu erwarte» steht.

Da hat der Ausschuß geglaubt, setzen zu müssen: „Iusofcru iu dieseu Fälleu für die
Adjaceutenein Schaden uicht zu erwarten steht," Dann weiter hat der Ausschuß, wo es heißt:
„Wo »ach Rückfragenbei den betreffendenVokalbehörden ein erheblichesöffentliches Interesse der
Schönheit, Annehmlichkeit oder der Verkehrssicherheit und dergleichen die Erhaltung der gedachten
Aanmpflauzuugcu dringend wüuscheuswcrth erscheinenläßt," da hat der Ausschußgeglaubt, daß
uicht die Lokalbchördenalleiu, soudcru die Ocmcindevertrctnngund Lokalbehörden befragt werden
sollen. Weiter ist eine Abänderung beliebt da, wo es heißt: „Wo ein dem Werthe der zur Ver¬
äußerung ausgcbotcncuBäume entsprechender Preis nicht zu erziele» ist." Der Ausschuß glaubte
sageu zu sollen: „annähernd." Ein annähernder Preis muß erzielt werden. Ich weiß, daß es
<M Verwaltungsrath hervorgehoben ist, daß au Erlös von verkauftenBäumen nicht so viel auf¬
gekommen ist, daß dafür eine Ncnpflanzung stattfindenkonnte. Wenn die Adjacentenuicht so viel
thun und deu Schaden soweit mittragen, daß ein auuäheruder Preis erzielt wird, dauu glaube ich
uicht, daß die Verwaltung unter allen Umständen auf Beseitigung der Bäume besteht.

Der V. Ausschuß beehrt sich daher, iudcm er iu den Vorschlägen des Proviuzial-
Verwaltuugsraths mit deu vorgedachteuAbänderungen eine geeignete Basis znr Ausgleichung
der Forderungen der Landwirthschaftnnd der an der Erhaltung der gu. Bäume obwalteudeu
öffentlichen Interessen anerkennt,beim hohen Landtage zn beantragen:

„den Anträgen des Provinzial-Vcrwaltnngsraths unter Annahme der vom Ausschuß
vorgenounueuenAeuberuugeuseiue Zustimmung zu ertheilen".

Marschall: Ich eröffne über diefen Autrag die Diskussion.
AbgeordneterFreiherr von Loö: Ich erlaube mir, uicht cigcullichzu diesem Autrage,

aber trotzdemzu dem Gcgeustaude, eiuc Bitte au deu Verwaltuugsrath zu richten. Der Landtag
hat, nachdem er diese Bäume ausgeschlosseu hat, audere noch pardonnirt, nuter auderen die Eiche.
Das ist ein sehr vernünftiger Beschluß. Ich möchte dauu aber auch den Verwaltungsrath die
Bitte vorlegen, dafür zu sorgeu, daß die Eichen an den Straßen besser behandelt werden, wie es
bisher geschehen ist; daß sie nicht so entsetzlichverschnittenwerden, wie es der Natur der Eiche
widerspricht. Ich wollte das mir ausgesprochen haben; weitläufig auf die Sache einzugehen,halte
ich für unuöthig.

Referent Abgeordnetervon Bönniughausen: Ich bin überzeugt,wenu die Verwaltung
davon Kenntniß hätte, würde sie dem Uebelstandeabhelfen. Ich bin bereits selbst iu der Lage
gewesen,daß ich sah, wie eiu Arbeiter einen Baum auf eine ganz schändliche Weise verunzierte.
Ich habe Beschwerde'geführt, uud der Wegeaufseherwurde auf 8 Tage nach Eleve zur Baum¬
schule geschickt.
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Marschall: Wem, sich Niemand mehr znn, Worte meldet, so schließe ich die Diskussion
und bringe den Antrag des Ausschnsses zur Adstimmuug, Ich bitte diejenigenHerren, die gegen
den Antrag sind, sich zu erheben.

(Es erhebt sich Niemand.)
Der Antrag ist einstimmiggenehmigt.
Wir fahren fort in der Tagesordnung:
<>. Referat des V. Ausschusses über einige Anträge uo» Adjacenteu wegen

Beseitigung von an Provinzialstraßeu stehende» Ulmen u. s. w.
Referent Abgeordnetervon Äöuuinghanscn (verliest):
„Der V. Ausschuß ist der Ansicht, daß diese Anträge mit der generellen Beschluß,

fassung des Landtags über die Beseitigung der Pappel», Ulme» und ,Eschen ihre Erledigung
gefuudeu habe» und der provinzialstäudischcuVerwaltung zur weiterenBehandlung uud Erledigung
nach Maßgabe dieser Beschlußfassungzu überweisenseien. Dabei wurde auch uoch erwogen, daß
es nicht wohl Sache des Landtags sei, in die Diskussionsolcher Ei»zela»träge, welche bei der Vcr-
waltuug i» sehr großer Zahl einlaufen, einzutreten, daß vielmehr der Landtag sich darauf zu
beschränken habe, wie geschehen, die Prinzipien festzustellen und Directiven zu ertheilen.

Der V. Ansschnßbeehrt sich daher, beim hohen Landtage zn beantragen, die vorgcdachlen
Anträge der proviuzialständische»Verwaltuug znr weitereil Behandlnng nnd Erledigung uach Maß¬
gabe der vom Landtage angenommenengenerellenGrundsätzezn überweisen."

AbgeordneterFreiherr von Erde: In diesem Autrage ist ausgesprochcu,daß der hohe
Landtag nicht gerade darauf verzichte,,, sich aber damit zufrieden geben möge, daß alle derartige»
Anträge a»f Äeseitiguug der an den Provinzialstraßeu stehende», Bäume, welche von Einzelnen
gestellt werden, durch den Verwaltuugsrath erledigt werdeu solle». Ich möchte diese,» Prinzip
widersprechen;es können Fälle eintrete», in denen der Verwaltuugsrath uach gewisse» Gründen
verfahren würde, die indessen bei uns keine Billigimg fiudeu könutcu. Wir köunen ja nicht sagen:
wir sind immer mit dem Verwaltuugsrath einverstaudeuuud müssen ihm Alles concediren. Durch
das Stehenlassender Bäume treten vielfach Härten ans, die nicht geduldet werden dürfen. Nach einer
vorliegendenPetition haben z. B. die Adjacenteneiner Proviuzial-Landstraßeschon seit 20 Jahren
auf die Beseitigung der daselbst '/^ Stunde von der Stadt eutferut stchcudeu Ulmeubäumchinge¬
wirkt, welche etwa 60 Jahre alt find, theilweise eiueu Durchmesservon 1'/2—2 Fuß haben und
thatsächlicheinen erheblichen Schaden für die Ackerwirthschaft herbeiführe,,. Der Verwaltuugsrath
tonnte nuu sagen: ich will die Bäume uoch etwas stehen lassen, sie bilden doch eine schöne Allee.
(Heiterkeit.) Ich sollte meinen, in solchen Fälleu müßte es deu Adjaccutcu bezw. Geschädigte,,
offcu stehe», einen Rekurs an den Provinziallandtag zn ergreifen; diesem muß daher die schließliche
Eutschciduug immer vorbehalte,, bleiben.

Marschall: Ich kann darauf nur erwidern, daß der erwähute Autrag eben erst ein^
gereicht worden ist, dein VerwallnngSrath aber noch nicht vorgelegenhat, uud daß ich glaube, daß
der Rekurs an den Landtag gehen muß.

Referent Abgeordnetervon Böninnghansen: Ich möchte bemerken, daß auf der Straße,
die der Herr von Erde im Auge Hai, uoch iu jedem Jahre Bäume gefällt worden siud. Wir
habcu beschlossen, daß iu dieser Hinsicht „ach wirtschaftliche» Grundsätzen gewirthschaftet werde.
Wenn die sämmtlichen Bäume der betreffendenStraße sofort beseitigtwürden, dann müßten die
Bäume weit uutcr dem Preise verschleudertwerde,,. Es uuterliegt aber keinem Zweifel, daß die
Verwaltung auch im uächsteu Jahre, wie bisher, geru eine Anzahl Bäume fälleu lasscu wird.
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AbgeordneterFreiherr von Erde: Ich will durchaus nicht verleimen, daß es sich unter
Umständen empfiehlt,Bäume, welche eine schöne Allee bilden, stehen zn lassen und zu erhalten,
wie ein derartiger Fall ncncrdingö in der Nähe eines Badeortes vorgekommenist. Andererseits
aber dürfen auf diese Annehmlichkeiten hin die Adjacenten,denen hohe Steuern auferlegt sind, durch
das Stehenlassen der Aaumreiheu in ihren Interessen nicht zn hart geschädigt werde». Ich möchte
deshalb der Verwaltung an die Hand geben, ob sie in solchen Fällen nicht eine Vermittelung ein
treten lassen könne, daß den Adjacentenirgendwie eine Entschädigunggewährt weroe.

Referent AbgeordneterHerberz: Ich habe bezüglich der von dem Herrn vou Erde
angeregten Beschwerdenur eiuige Worte zu bemerken. Ich muß betonen, daß Seitens der be^
treffenden AdjacentenBeschwerdennoch nicht bei dem Herrn Laudcödirektor eingegangen sind, und
daß daher, wenn die Petcnten sich die Mühe gegeben hätten, das Nähere würde angeordnet
worden sein,

AbgeordneterKreutzberg: Ich möchte nmsomehr meine Zustimmuug geben nnd dem
Ersuchenbeipflichten, weil mir grade ein Antrag der betreffenden Gemeinde vorliegt, worin gesagt
ist, daß allerdings eine kurze Strecke der Ehaussee mit derartigen Bäumen bepflanzt ist, dagegen
nur sehr wenige Adjacentensind, welche den Schaden davon tragen wollen. Ich glaube auch, daß
diese heute dort bestehende Allee durch andere Bäume ersetzt werden tonnte, und wir nicht allein
auf Kosten der Grundbesitzerschöne Alleen zu erhalten sncheu.

Marfchall: Ich kann dem Herrn vou Erde nur erwidern, daß ich glaube, daß es
den Gemeinden völlig freisteht, die Adjacentenfür den Schaden, den sie haben, zu entschädigen.
Aber damit hat die Proviuzial-Vcrwaltung nichts zu thun. Ich muß dem Herrn Kreutzberg
bemerken, daß Herr vou Erde leinen Aulrag gestellt hat.

AbgeordneterFreiherr vou Erde: Ich habe deshalb keinen Antrag gestellt, weil der
Herr Marfchall jetzt erklärt hat, daß die Instanz an den Landtag von selbst sich verstände.

AbgeordneterKreutzberg: Ich ziehe meinen Antrag zurück.
AbgeordneterHorst: Ich wollte mir nur die Frage erlauben, ob die Petition, welche

sich um die Beseitigung der Ahornbäume handelt, mit dieser verglichenwerden kann, ob das alles
in einen Topf geworfen werden soll? Es liegt auch eine Petition von Wittlich vor, in der es
sich ebenfalls um Ahornbäume handelt. Ich »lochte wissen, ob diese Angelegenheitebenso behandelt
werden soll, wie die der Ulmen oder Eschen?

Referent Abgeordnetervou Bönuinghausen: Sämmtliche Banmartcn, soweit sie in
betracht kommen, sind in dem Referat behandelt worven. Der Proviuzial - Landtag foll sich mit
Ncncrcllen, der Verwaltnngsrath mit speziellen Sachen befassen. Das ist auch der Antrag
^s Ausschusses.

Marfchall: Der Antrag des V. Ausschusses geht also dahin, zn beantragen:
„Die vorgcdachtenAnträge der provinzialständischenNerwaltung zur weiteren Behang
luug uud Erledigungnach Maßgabe der vom Landtage angenommenen generellen Gründe
sätze zu überweisen."

Meldet sich noch Jemand zum Wort? — Es ist nicht der Fall; ich schließedie Dis¬
kussion nnd bringe den Antrag zur Abstimmuug. Ich bitte diejenigen Herren, welche dafür siud,
s'ch zu erhcbeu. Der Antrag ist einstimmigaugcnommcu.

Der Referent des nächsten Punktes der Tagesordnung ist nicht hier; wir gehen also über zu:
«. Referat des V. Ausschusses, betreffend den Ausbau uud die Ueberuahme

b" iireisstraßen im Kreise Meisenheiiu.
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Referent von Bouuinghausen: Meine Herren! Im letzten Landtage war beschlossen
wurden den ausgebaute» Theil der Straßen des Kreises Meisenhciin zn übernehmen und anch die
uuausgebautcu, sobald sie proviuzialstraßenmäßig ausgebaut sind. Die Straßen haben nicht die
Breite, wie sie vorgeschrieben ist. Da nun diese wenigen unfertigen Straßen Mittelglieder sind
des ganzen großen Straßeutraltus, glaubte der Verwaltuugsrath auch beautrageu zu können, daß
für dieses Mal abgesehen werde von der Breite, welche der Straße gegeben werden sollte. Der
Straßentraltus für den Kreis Meiseuhcim hat eine Länge von ca l 7,000 Meter, die Mittelstücke
zwischen Meisenhciin uud Naumbach, Meddershcim und Merrcheim und Merzcheim uud Martinsteiu
eine solche von 446! Meter. Der Ausschuß schlägt nun folgendes vor (verliest):

Das vom Provinzial^Verwaltnngsrathe vorgelegte Referat wurde einer eingehenden nnd
detaillirten Prüfung unterzogen.

In Anbetracht der Ausuahmeverhältuisse nnd daß der letzte Landtag die Uebernahme der
bereits fertigen Kreisstraßeustreckeu im Kreise Meiseuheim iu einer geringeren Breite, als das
Straßenregnlativ vom 17. Januar 1870 vorschreibt, nach Beseitigung der noch vorhandenen Mängel
beschlossenhat nnd die noch »»ausgebauten Kreisstraßenstrecken als unfertige Mittelstücke im Trccktus
dieser Straßen liegen, so beehrt sich der V. Ansschuß beim hohen Landtage zu beantragen:

„Den Anträgen des Proviuzial-Verwaltungsraths seine Zustimmung zu ertheilen."
Marsch all: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion. Es meldet sich Niemand

zum Wort, somit schließe ich die Distnssion und bringe den Antrag des Ausschusses zur Abstimmmung.
Ich bitte diejenigen Herreu, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmig angenommen.
Wir kommen zu:
9. Referat des IV. Ausschusses, betreffend die Dechargirung der Rechnung

der Nhcinischen Provinzial-Feuersozietcit pro 1876.
Referent Abgeordneter von Werner (verliest das Referat):
„Nach vorgenommeucr Durchsicht und Prüfung der betreffenden Rechnung fand der Ausfchuß

mit Rücksicht auf die bei der Vorrevision gezogenen Rotaten und dazu gegebenen Erlanternngen
nichts mehr zu erinnern und stellt deshalb dem hohen Landtage die Ertheilnng der Decharge anheim.

Es wird hierbei noch bemerkt, daß dem bei der letzten Rechnungsprüfung von dem Aus¬
schüssegestellten Verlangen:

„daß künftig der Rechunng ein Verzeichnis) der vorhandenen gcldwerthen Papiere und
Obligationen vorgeheftet werde, in welchem fowohl das Datum der Urkunde, als auch
der letzten event. Inscription zu vermerken sei,"

in vorliegender Rechnung entsprochen worden ist."
Marschall: Es ist Antrag auf Decharge gestellt; ist etwas dagegen zu erinnern? Wenn

kein Widerspruch erfolgt, (geschieht nicht) so erkläre ich die Decharge für ertheilt.
Wir gehen weiter zu:
10. Referat des III. Ausschusses, betreffend Etat für die Provinzial-Blin-

denanstalt zu Düren pro 1879/80.
Referent Abgeordneter Ientges: Meine Herren! Der Etat liegt Ihnen unter Nr. 31

der Drucksachen vor. Wesentliche Aenderungen gegen früher find nicht vorhanden, als eine in
Beseitigung der Position „Außerordentliche Einnahmen, Tit. V »ud Nr. 4: Zuschuß aus dem
Ziusgewinu der ProvinziabHülfSkasse zur Verzinsung und Amortisatiou der Anleihe von 192 000 Mark:
11520 Mark." Das ist ein durchlaufender Posten, der anch unter Nr. I der Ausgaben in
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Wegfall kommt. Ueber diesen Gegenstand ist eine besondere Vorlage an den Landtag gekommen,
und ein zustimmender Bericht erfolgt, der wohl in einer der nächsten Sitzungen behandelt werden
wird. Im Uebrigen lautet der Ausschußbericht dementsprechend: (verliest):

„Der III. Ausschuß hat diesen Etat in alleu Theilen geprüft und Nichts zu erinnern
gefunden. Beim Wegfall des Einnahme-PostensTitel V Nr. 4 und des entsprechenden Ausgabe-
Postens I ist die Voraussetzung, daß uuscr Antrag über die Tilgung der Darlchnsschnlv der
Provinzial-Vlinden-Anstaltzu Düreu aus der Provinzial-Hülfskasse(otr. Nr. 39 der Drucksachen)
vom hohen Landtage angeuommeu wird. Unter dieser Voraussetzung stellt der III. Ausschuß
den Nutrag:

„Der hohe Landtag wolle den Etat der Rheinischen Provinzial - Blinden - Anstalt
zn Düren pro 1879 und 1880 nachdem Vorschlage des Provinzial-Verwaltungsralhs
Nr. 31 der Drucksachengenehmigen und in Einnahme und Ausgabe zur Summe
von 99 270 Mark feststellen."

Marsch all: Ich eröffne hierüber die General-Diskussiou. Es meldet sich Niemand zum
Worte, somit schließe ich dieselbe. Wir würden also nunmehr zu den einzelnen Positionen
übergehen,

Referent AbgeordneterIentges: Ja, meine Herren, wem« wir zu den einzelnen Positionen
übergehen,so finden Sie die Zinsen von Kapitalien zu Nr. I ziemlich dcu vorigjährigen gleich.

Abgeordnetervon Monschaw: Ich stelle den Antrag auf on KlooAnnahme.
Marschall: Ich frage, ob Widerspruchdagegen erhoben wird. — Es erfolgt kein Wider¬

spruch, so erkläre ich den Etat für on lilno angenommen.
Der folgende Punkt der Tagesordnung ist:
11. Referat des III. Ausschusses, betreffend Verkauf des alten Blinden-

anstalls-Gebände« zu Düren.
ReferentAbgeordneterIentges: Sie finden, meine Herren, die Motive zu unserem Antrag

im Referat des Provinzial-Verwaltuugsraths «u.I> Nummer 38 der Drucksachen. Der Antrag wird
wesentlich durch den Umstand motivirt, daß die jetzt zum Verkauf augebotene Anstalt von der ueuen
Anstalt über eine halbe Stunde entfernt liegt, was natürlich in wirthschaftlichcr Hinsichtmit vielen
Uebclständenverknüpft ist uud auch die Veaufsichtiguugund Uontrole der Zöglinge für die Direkiou
wescutlich erschwert. Der Iustizfiskus tritt, wie wir hören, in dieser Frage als Käufer auf. Es
haben lange Verhandlungen stattgefunden,und in jüngster Zeit ist ein Gebot vou 85 000 Mark
gemacht worden. Der Provinzial-Verwaltnngsrath hat geglaubt, bei seiner Forderung von
90 000 Mark stehen bleiben zu müsfeu, uud es ist wohl anzunehmen, nach den Verhandluugcn,
wie sie zu den Akten liegen, daß der Beschluß zum Ankauf, wenn er vom hohen Landtag ratificirt
wird, auch andererseits genehmigtwird. Es liegen mm auch amtliche Taxationen über den Werth
des Grundstückes vor, nnd zwar eine solche vom Jahre 1878, die dasselbe zu 96 000 Mark
abschätzt; eine andere Taxation vom Jahre 1874 nimmt 81000 Mark an. Nach Durchsichtder
Taxationen habe ich die Erklärung für diefe Differenz darin gefunden,baß der Grund und Boden
der Anstalt verschiedenartig geschätztworden ist, während die Gebäude gleichartigiu Ausatz gebracht
sind. Nehmen Sie nun an, daß das Grundstück immerhin mit einer Scruitnte zn Gnnsten
der Stadt Düreu belastet ist, wonach es, wenn es seinem ursprünglichenZweckeentfremdetwird,
seinen statuarischenBestimmungengemäß, der Stadt Düren zufallen würde, so hat immerhin die
Provinzial-Vcrtretnng keine unbedingteVerfügung über das Objekt. Wenn heute eiue Einigung
über den Verkaufspreis zu 90 000 Mark stattfindet, so glaube ich, daß sich das wohl von alleu
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Seiten rechtfertigen läßt, namentlich auch ans dem Grunde, weil der Proviüzial-Vcrwaltuugsrath
glaubt, mit dieser Summe die Kosten eines Erweiterungsbaues iu der Nähe der neuen Anstalt
hinreichend bcstreiten zu können.

Der Ausschuß ist nun ferner der Ansicht gewesen, daß, wenn dnrch Ihren Beschluß und
durch die Zustimmung des Iustizfiskus die Sache perfekt werden sollte, es sich doch empfehlen
würde, dem Provinzial«Vcrwaltungsrath die Ermächtigung zu ertheilen, auch vor der nächsten
Zusammenberufung des Landtags mit dem Erweiteruugs-Vau der Anstalt vorzugehen. Im anderen
Falle würde ciu Interregnum von zwei Jahren eintreten. Darum gerade, weil die Summe nicht
zu hoch gegriffen ist, hat es der dritte Ausfchnß für angemessen erachtet, dem hohen Landtag zn
empfehle», dem Proviuzial-Verwaltungsrath die Vollmacht zn ertheilen, auch heute schon, wenn der
Beschluß perfekt werden sollte, mit dem Bau der Anstalt vorzugchen.

Dem entsprechend lautet alfo das Referat des III. Ausfchuffcs (verliest):
„Der III. Ausschuß hat diesen Gegenstand einer eingehenden Berathung unterzogen und,

indem er die Gründe des Provinzial Vcrwaltuugsrathes uuter Nr. 38 der Drucksachen für den
Verkauf jener Anstalt zu den fcinigen macht, stellt derselbe den Antrag:

„Der hohe Landtag wolle den Provinzial« Verwaltungsrath ermächtigen, die Ge-
bäulichkeiten der alten Blinden ° Anstalt zu Düreu zum Preise von 90 0N0 Mark
an den Iustizfikus oder die Stadt Düren unter der Voraussetzung des Verzichtes
der Letzteren oder sonstiger Berechtigten auf alle ihnen nach dem Schenkungs-
Akte der Ehcleute Schenkel vom 20. Oktober 1844 zustehenden eventuellen Ansprüche
zu verkaufen."

Der III. Ausschuß ist ferner der Ansicht, daß, falls der vorstehende Antrag angenommen
und der Verkauf der alteu Vliudeu Anstalt zu Düren perfekt werden follte, es sich nicht empfiehlt,
deu dadurch bedingten Erweiterungsbau der ucnen Anstalt bis zum nächste» Landtage zu verlegen.
Vielmehr hält der III, Ausschuß es für wünschenswerth, alsdann mit Rücksicht auf die Dringlichkeit
des Bedürfnisses und auf die Aussicht, unter den jetzigen Verhältnissen den Erweiterungsbau billig
herzustellen, mit diefem Neubau fofort vorzugehen nnd beantragt daher zusätzlich cveutuell:

„Der hohe Landtag wolle den Provinzial«Verwaltungsrath ferner ermächtigen, mit
dem durch den Verkauf der alten Anstalt bedingten Erweiterungsbau der urnen
Austalt sofort vorzugehen, die Pläne nnd Kosten ^ Anschläge innerhalb der Grenzen
der durch den Verkauf der alten Anstalt disponibel gewordenen Summe von
90 000 Mark unverzüglich ausarbeiten und demnächst nach bestem Ermessen znr
Ausführung bringen zu lassen."

Marfchall: Ich eröffne die Diskussion zu dieser Frage.

Abgeordneter Wunderlich: Es ist hier von Kauf und Verkauf die Nede, von 85,000
Mark Gebot und 90 000 Mark Angebot. Wenn nun der Instizfiskus auf 85 000 besteht und
der Provinzial-Verwaltungsrath auf 90 000 Mark, foll dann der Verkauf nicht gemacht werde»?
Ich meine, es wäre richtiger, daß wir in dem Beschluß sagen „von 85- 90 000 Mark".

Referent Abgeordneter Icntges: Soweit sich ans den Akten ersehen läßt, ist die For<
deruug von 90 000 Mark von anderer Seite wohl ziemlich als angenommen zu betrachten.
Andernfalls aber wäre es doch bedenklich, mit einem folchen Beschluß in die Verkaufsverhandlungen
einzutreten, die Gegenpartei würde zweifelsohne Kenntniß hiervon bekommen. Nach den Verhand-
lungcn zu urtheilen, dir zwischen dem Verwaltuugsrath und den, Fiskus stattgefuudeu habe», scheint
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es mir nur noch der Znstimmnug des hohen Landtags ;u bedürfe», um nach der Richtung hin
den Verkauf perfett zu machen,sobald die Forderung von 90 000 Mark acccptirt wird,

AbgeordneterBremiq: Meine Herreu! Der Proviuzial-Verwaltuugsrath hat geglaubt,
au der Summe vou 90 000 Mark festhalten zu sollen, und zwar aus der ganz einfachen Erwägung,
daß die Ansicht ist, der Fiskus müsse das Gebäude haben. Es soll iu die Anstalt das Amts¬
gericht hineingelegtwerden nud ein anderes Gebäude ist in Düren, wie es scheint, zu dem Zwecke
nicht zu finden. Am 1. Oktober muß das Amtsgericht eingerichtet sein. Nun hat es der Pro.
vinzial-Verwaltungsrath für fehr bedeutlichgehalten, wie der Referent fchon mitgetheilthat, jetzt
noch durch den Landtag eine Latitudc ausfprechen zn lassen. Es ist besser, wir beschließen den
Verkauf der Austalt für rund 90 000 Mark.

Marfchall: Die Anträge des Ausschussessind zweierlei: erstens den Autrag des Pro-
viuzial-Perwaltuugsraths zu dem sciuigcuzu machen. Weuu sich Niemand mehr zum Worte meldet,
schließe ich die Diskussion und bringe den Antrag zur Abstimmuug. Wer dagegen ist, bitte ich,
sich zu erheben.

Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Der zweite Antrag des Ausschusses lautet (verliest):

„Der hohe Landtag wolle den Provinzial - Verwaltuugsrath ferner ermächtigen,
mit dem durch den Verkauf der alten Anstalt bedingten Erweiterungsbau der nenen
Anstalt sofort vorzugehen,die Pläne und Kosten - Anschläge innerhalb der Grenzen
der durch deu Verkauf der alten Anstalt disponibel gewordenen Summe von
90 000 Mark unverzüglich ausarbeite« und demnächst nach bestem Ermessen zur
Ausführung bringen zu lassen."

Ich bringe diesen Antrag zur Diskussiou.
AbgeordneterFreiherr von Erde: Ich möchte mir eine Auskunft darüber erbitten, ob

diefe Snmme von 90 000 Mark zu den Umbauten ausreichen wirb, oder ob zn diesem Zwecke
noch größere Ausgaben bevorstehen?

AbgeordneterAremig: Dieser Autrag, meine Herren! geht ans dem Schooße des III.
Ausschusses hervor. Der Provinzial-Verwaltungsrath ist soweit nicht gegaugeu,von Ihnen ein solches
Vertrauensvotum zu erwirken. Ich halte diesen Antrag des Ausschusses für durchaus zweckmäßig.
In dcmfelben ist ausdrücklich betont, daß die Kosten des Neubaues sich iu dem Bereich der Summe
von 90 000 Mark bewegen sollen, und daß die Ausarbeitung der Pläne ans der Basis dieser
Geldsumme sich zu bewegen habe. Für die kurze Zeit des Baues sind in der Nachbarschaft
der Blindenanstalt einige kleine Häuser zu miethen. Es würde aber ein Provisorinm von
mehreren Jahren geschaffen werden, wenn wir die Beschlußfassungüber die Ausführung des Neu¬
baues für den nächsten Landtag referuirten. Unser Laudesbaurath Dreling hat bereits die
Versichcruuggegeben, daß es möglich sei, für diese 90 000 Mark deu erforderlichenNcuban zu
errichten. Ich glaube hiernach, daß wir dem Autrage des Ausschusses wohl zustimmeuköuueu.

Marsch all: Meldet sich noch Jemand zum Worte? (Geschieht nicht.)
Dann schließe ich die Diskussiou und briuge den Antrag zur Abstimmuug. Ich bitte

diejenigen Herren, die dagegen sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)
Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Wir kommeunun zu:
12. Referat des III. Ausfchufses, betreffend Ueberführuug der Austalts-

'pothete von Siegburg nach Grafenberg.
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Referent AbgeordneterKaeseu: Meine Herren! Das Referat ist fehr kurz. Der III.
Ausschuß hatte beantragt, die Apotheke in Grafenberg abzufetzenuud, weun die Apotheke nicht
angeschafft werden solle, die Siegburger zu verkaufen. Jetzt hat der Verwaltungsrath beantragt,
die Apotheke nach Grafenberg zu verlegen.

Der Beschluß des Ausschusses lautet:
„In dem Referate über die Etats für Grafenberg hat der III, Ausschuß dem
hohen Landtage empfohlen, von der Errichtnng einer eigenen Apothekeabsehen zu
wollen. Folgerecht beantragt der Ausschuß hiermit, die Siegburgcr Apotheke zu
verkaufen".

Da Sie nun aber die Apotheke in Grafenberg befchlossenhaben, mnß der Ausschußauch
jetzt beantragen, daß die Siegburger Apothekenach Grafenberg kommt. Ich stelle daher den
eigenenAntrag, die Siegburger Apotheke nach Grafenberg zu verlegen,

Marschall: Ich eröffue hierüber die Diskussion. Es meldet sich Niemand zum Wort,
so schließe ich die Diskussiouund briuge den Antrag des Referenten zur Abstimmnug. Ich bitte
diejenigenHerreu, die dagegen sind, sich zu erheben

(Es erhebt sich Niemand.)
Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Wir nehmen nuumehr den vorhin abgesetztenPunkt 7 der Tagesordnung wieder ans.
Der Herr Referent vom Hovel ist nicht gekommen;Herr von Monschaw wird das

Referat übernehmen.
?. Referat des V. Ausschusses, betreffend die Uebernahme der Prämien¬

straße Herchen-Weyerbusch auf Provinzialstraßenfonds.
Referent Abgeordnetervon Monschaw: Ich weißt nicht, ob der hohe Landtag die Ver¬

lesung des Referates des Verwaltungsrathes wünscht. Ich glaube, das ist nicht nothwendig, denn
Jeder hat wohl Einsicht genommen,nmsomehr,als in dem Ausschuß-Referat,das ich für den Herrn
vom Hövel zu erstatten in der Lage bin, die ausschlaggebenden Momente kurz wiederholt sind.
Das Referat lautet also (verliest):

Den Antrag des Provinzial-Verwaltungsrathes wegen Aufnahme der Prämienstraße von
Wehcrbusch nach Herchen unter die Provinzialstraßen betreffend,beschließt der V. Ausschuß:

in Anbetracht,daß diese Straße in Folge ihrer Lage eine Verbinduugsstraße zwischcu zwei
Proviuzialstraßen bildet;

daß dieselbemehr dem durchgehende»als localen Verkehr dient uud eiucm ansehnlichen
Landstriche die nächste Verbindung mit einer Eisenbahn vermittelt;

daß die GemeindenHerchen und Weherbusch sehr arm uud durch den Bau dieser Straßen
sehr in Schulden gerathen sind;

daß sie nicht in der Lage, die Kosten der Instandhaltuug zu tragen, es aber auch in der
Billigkeit begründet erscheint, diese Gemeindender Unterhaltungdieser mehr dem allgemeinen Verkehr
dienendenStraßen zu entheben;

dem hohen Landtage zu empfehlen, dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsrathes:
„Hoher Landtag wolle:

1. die Aufnahme der Prämienstraße von Weyerbufchnach Herchen nach vorfchriftsmäßigcr
Instandsetzungin die Reihe der Provinzialstraßen genehmigenmit der Bedingung, daß
von der GemeindeHerchen die eine im Zuge der Straße befindliche Holzbrückemit
eisernem Oberbau nach einem von der Straßenverwaltung zu acccptireudenProjecte
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umgebaut werde, und bis dahin, daß die« geschehen, die Unterhaltung des Oberbaues
dieser Brücke der Gemeindezur Last bleibe;

2. den Provinzial-Verwaltuugsrath ermächtigen, der Gemeinde zu deu durch deu Umbau
eutstehcudcn Kosten nach deren Ermittelung ciueu augemesseueu Zuschuß zu bewilligen,

seine Zustimmung ertheilen zu wollen.
Dies sind beide Anträge, mit denen das Referat des Provinzial-Verwaltungsrathesschließt,

und der Ausschußhat sie aus den gesagten Gründen augcnommenund beantragt deren Annahme.
Marsch all: Ich eröffne die Diskussion.
AbgeordneterStrunck: Zur Zeit, als die Brücke gebaut wurde, wollte die Gemeinde

massiv bauen. Die KöniglicheNegierung hat aber unter dem 22. August 1871 auf Antrag des
Bürgermeisters von Herchendie Erlaubniß dazu uicht ertheilt, sondern sie aufgefordert, die Brücke
in Holz zu bauen, uud ich möchte bitte», daß der Gemeinde eine Unterstützungin Anbetracht ihrer
Armuth zu Theil werde.

Marschall: Ich glaube, ich kann den Herrn Antragsteller auf Nr. 2 verweisen,da ist
das ja vorgesehen.

AbgeordneterStrunck: Meine Bitte geht dahin, daß die Unterstützungauch entsprechend
ausfällt, als die Gemeindekeine Schuld trägt, daß der Oberbau nicht massiv ausgeführt ist.

Marsch all: Wenn sich Niemand zum Worte meldet, schließe ich die Diskussiou uud
bringe die Anträge des Ausschusses zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren, die gegen Autrag l
sind, sich zu erheben. (Es erhebt sich Niemand.)

Der Antrag ist einstimmigangenommen.
Wer gegen Antrag 2 ist, den bitte ich, sich zu erhebe», (Es erhebt sich Nicmaud.)
Der Autrag ist ebenfalls einstimmigaugenommcu.
Wir komme» zum letzten Punkt der Tagesordnung:
13. Referat des III. Ausschusses über den Antrag des Provinzial-Vcrwal-

tungsraths, betreffend die Dechargiruug der Nechuuuge» der Provinzial-Irren^
Anstalt zu Merzig pro 1876/??.

Referent AbgeordneterWeidt: Das Referat des III. Ausschusses lautet:
Der Ausschuß hat nach Durchsichtder neben genannten Rechnungen außer den Seitens

des Proviuzial-Verwaltuugsraths gezogenen Notatc» »ichts zu eriuneru gefunden uud beehrt sich
bei dem hohcu Landtage den Antrag zu stelle«, nach Erledigung sämmtlicherNotate die Decharge
ertheilen zu wollen.

Marschall: Es liegt der Antrag auf Dechargiruug vor. — Weuu tciu Widerspruch
erfolgt, erkläre ich die Decharge für ertheilt.

AbgeorducterBrcmig: Bevor der Herr Marschall die heutige Sitzung schließt, gestatten
Sie mir, Ihre Aufmerksamkeit für eine knrze Zeit in Anspruch zu uchmcu uud zwar veranlaßt
durch eiuen Artikel der „Kölner Ztg." von Samstag in Nr. 115. Wir sitze» immer noch hinter
Schloß und Niegel, haben keine öffentlichen Sitzuugeu, uud fo kann also die Außenweltsich nicht
selbst von dem überzeugen, was hier geschieht. Ich glaube uuu, daß dem nichts entgegensteht,
wenn Mitglieder des Hauses über das, was hier vorgeht, der AußenweltBericht erstatten. Aber
grade, weil die Sitzungen nicht öffentlich sind, muß man an eine solche Berichterstattung in erster
Linie das Erfordernd stellen,daß dieselbe vollständig wahr ist. (Bravo! sehr richtig!) Der genannte
Artikel ist das aber nicht. Er berichtet über die Sitzung, in welcher der Vertreter der Stadt
Düsseldorf,Herr Courth, einen Antrag eingebrachthat, der, nachdem die Gründe für uud wider
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erwogen worden, bei der Abstimmung mit großer Majorität verworfen wnrde. In dein Bericht
heißt es aber: „Der Vertreter der Stadt Düsseldorf, Herr Eourth, brachte den im Etat stehenden
Posten „für Hnlfsarbeitcr, eventuell für einen weiteren Oberbeamten" zur Sprache, mit der Anfrage,
ob es nicht Absicht des Verwaltuugsraths fei, die Stellung des jetzigen Hülfsarbeiterö (es ist der
Herr Oberbürgermeister a D. Hammers) in eine endgültige zu verwandeln. Diese Aufrage
wurde mit Hinweis darauf, daß sich die jetzige Einrichtnug bewährt habe, verneint".

Meine Herren! Das ist leine wahrheitsgetreue Berichterstattung. Wenn ein Antrag
vorgelegen hat, über den das Plenum entschieden hat, und wenn „für und wider" erwogen und
der Antrag mit großer Majorität des Haufes abgclehut worden ist, so darf mau nicht sagen: der
Herr Abgeordnete von Düsseldorf stellte eine Anfrage, ob es nicht die Absicht des Verwaltuugsraths
fei, die Stellung des jetzigen Hülfsarbeiters in eine eudgültige zn verwandeln.

Es heißt dann weiter: „Der Abgeordnete für Köln, Herr Kacscn, hatte die Referate
über die Vorschläge des Verwaltuugsraths, betreffend die Verminderung der Ausgaben für die
Irrenpflege sowie über den Etat für das Irreuwescn für das Jahr 187U bis 1880. Herr
Kaefeu kouute bervorhcbeu, daß durch die Thätigkeit des Herrn Landesbircktors uud der Landes-
räthc die Mehrzahl der vor zwei Jahren gerügten Uebclstände beseitigt worden sei, daß das Irren-
wcfen der Provinz, wenn auch die daranf im Uebermaß verwandten Snmmcn nicht mehr zurück-
zuerlangen wären, jetzt im besten Zustaude sich befinde."

Ueber den Bericht des Herru Kaeseu läßt sich am Ende nichts sagen. (Allgemeine Heiter¬
keit.) Es ist da gesagt, daß Herr Kaesen die Thätigkeit des Landesdirektors uud der Landesrälhe
so sehr hervorgehoben; diese hätten das Alles bewirkt, daß mau auf die Bahn des Besseren
gekommenfei. Meine Herren! ich bin darüber nicht empfindlich, daß in dem Artikel des Vcrwaltuugs-
raths mit keiner Silbe gedacht ist. Genug, daß er dem Wirken unserer Obcrbcamtcn dcu größten
Werth und den größten Theil des Gute«, was erreicht worden ist, beilegt.

Sodann aber heißt es weiter: „Ein Antrag des Vertreters des Kreises Leunep, Herrn
Fricderichs von Nemscheid, dahin gehend, eine Commission zu ernennen, welche die Anstalten des
Auslandes prüfen und an der Hand der Erfahrung weitere Verbesserungen fortgesetzt zur Anregung
bringen solle, gab Veranlassung zum Eintritt in eine längere Berathung, die, so sachgemäß sie
auch geführt wurde, doch den Beweis ablegte, wie mißlich es ist, daß trotz der jetzt der Provinz
zugewiesenengroßen Aufgaben die eigentlichen Träger der Selbstverwaltnugs-Gesetzgebmig, der La»des-
direklor uud seine Räthe, von der Thciluahme au deu Sitzungen ausgeschlossen sind,"

Zunächst muß ich bemerken,daß Herr Fricderichs nicht den Kreis Leunep vertritt. Sodann,
meine Herren, weiß ich nicht, daß sich dadurch ciue Mißlichteit herausgestellt habe, daß der Vcrwaltungs-
rath durch seine Mitglieder nicht in der Lage gewesen wäre, Aufschluß über die gestellten Fragen
zn geben und daß der Landesdircktor uud die Landesräthe hier nicht anwesend gewesen sind. Ist
der Verfasser des Artikels hier im Hause, daun möge er in Zukunft wahrheitsgetreu berichte».
Dem Herru Abgeordnete» Fricderichs muß ich es überlassen, das Nöthige bezüglich der über
seinen Autrag in dem fraglichen Artikel gemachten Bcmertuugen zu fagen.

Abgeordneter Friederichs: Ich kann Ihnen nur bestätigen, daß ich nicht Vertreter des
Kreises Leunep, sondern des Kreifes Solingen bin, und daß der von mir gestellte Antrag durchaus
nicht abgewiesen worden ist. Ich weiß nickt, wie der Artikel wörtlich lautet, ich habe ihn nicht
gelesen und möchte den Herru Bremig bitten, deu betreffeudcu Theil noch einmal zu verlesen,
— im Uebrigen habe ich nur das Gefühl, daß er unrichtig ist. Ich weiß zwar nicht, wie der Artikel
lautet — kurz und gut, die Darstellung ist nicht richtig.
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Abgeordneter Kacscn: Ich kann Ihnen meinerseits nur die Versicherung geben, daß die
Darstellung, soweit mein Name zur Sprache gekommen ist, nicht von mir herrührt Ich stehe mit
der „Köln. Ztg." uicht auf gutem Fuße (allgemeine Heiterkeit); ich habe einige Male Veranlassung
gehabt, sie grade nicht mit Glacehandschuhen anzufassen, deshalb ist sie mir böse und will von
mir nichts wissen, (Heiterkeit.)

Abgeordneter Bremig: Es hat mir durchaus ferne gelegen, zu denken, daß Herr Kaesen
der Verfasser des betreffenden Artikels fei.

Aber gestatten Sie mir noch einen Augenblick, um Ihueu zu zeigen, wie weit man mit
der Berichterstattung gebt. Ans der „Trierer Ztg." liegt mir ein Artikel vor, der im Großen
und Ganzen ziemlich wahrheitsgetreu ist. In diesem Artikel wird der frühern 15er Kommission
noch vorgeworfen, daß fie einmal vierspännig nach Grafenberg gefahren ist. Meine Herren! Das
geschah aus Ersparuißrücksichteu und hat jedes Mitglied der Commission, zu der auch ich gehörte,
acht Sgr. zu den Kosten beigetragen,

Marschall: Sind die Zwischenfällc hiermit erledigt? — Es ist mir foebeu während
der Sitzung ein Autrag des Abgeordneten v. Monfchaw eingereicht worden, dahin gehend:

„der hohe Landtag wolle den Proviuzial-Verwaltuugsrath ermächtigen, beim Herrn
Minister des Innern eine Entscheidung darüber herbeizuführen, ob ein Kreistag über^
Haupt gcfctzlichberechtigt ist, von dem durch dcu ProvinziabLandtag für die Provinzial-
Umlage befchloffenen Vertheiluugs ° Modus abzuweichen oder ob nicht stets diefer
Modus bei stattfindende« Uutcrverthciluugen beizubehalten sei."

Dieser Antrag hat Wohl seine Anregung durch eine Beschwerde gefunden, welche von
Seiten der Gemeinde Eleve an uns gerichtet worden war, künftighin die ProvinzialUmlage nicht
mehr auf die Kreise, sondern direkt auf die Gemeiudeu umzulegen.

Ich frage, ob diefer Antrag unterstützt wird? — Er ist unterstützt nnd geht an den
ersten Ausschuß.

Abgeordneter Freiherr von Frentz: Ich glaube nicht, daß es nothwendig ist, daß der Landtag
damit beauftragt werde, über den Autrag der Stadt Eleve zu bcfchlicßeu; dein, derselbe betrifft eiuc
Verwaltuugsfrage. Meiues Erachtens ist der Provinzial-Verwaltungsrath uicht befugt, ciucu
anderen Modus zu beschließen. Wenn die Kreisstadt den Antrag gestellt hat, dann ist der Minister
die Kompetenz, welche darüber zu entscheiden hat.

Marschall: Der Antrag geht dahin, daß der Proviuzial-Vcrwaltuugsrath die Frage anrege.
Abgeordneter Marcus: Es liegt dem vorliegenden Autrage eine Entscheidung des Ober-

Präsidenten gegen die Petition der Stadt Eleve zu Grunde. Ich möchte uuu fragen, ist der Rekurs
für die Stadt Eleve durch die Eutscheidung des Oberpräfibenten beendigt, oder kann die Gemeinde
Eleve noch au den Minister des Innern gehen? Wäre Letzteres der Fall, dann wäre der Antrag
zu früh hier ringereicht, und es müßte zunächst die höhere Eutscheidung abgewartet werden.

Marsch all: Ich muß bemerken, daß eine Diskussion eines eingebrachten Antrags in
derselben Sitzuug uicht möglich ist; derselbe geht an den Ausschuß, der dann das Weitere zu
beantragen hat. Wenn der Antrag nicht zur Kompetenz des Landtages gehört, so hat der Ausschuß
das Betreffende vorzuschlagen. Das ist nach der Geschäftsordnung der richtige Gang.

Die Tagesordnung ist erledigt. Ich fetze die nächste Sitzung auf morgen ^H Uhr an.
Ich würde die Sitzung gern noch früher anberaumt haben, wenn nicht noch einige Ausfchüsse
vorher ihre Berathungen haben müßten; jedenfalls aber werde ich an einem der nächsten Tage
die Versammluug früher zusammenbcrufeu, damit wir mit uusereu Verhandlungen vorwärts kommen.

(Schluß der Sitzuug 12 Uhr 5>N Miu.)
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